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Bruno Molitor

Siegt die 

Unvernunft?

W ir sind um eine Erfahrung 
reicher: Auch in der Bun- 

desrepublil< haben es die Ge- 
werl<schaften zu einem Arbeits- 
l<ampf kommen lassen, unge
rührt davon, daß unsere W irt
schaft eine Arbeitslosigkeit in 
IMillionenhöhe aufweist. Gewiß 
braucht nicht jeder Streik ein 
nationales Unglück zu sein, und 
sicherlich hat es auch in frühe
ren Jahren hin und wieder einen 
Streik gegeben. Aber daß die
ses Mittel der schweren Hand 
just in einer Situation eingesetzt 
wurde, in der w ir uns mühsam 
genug von einer nachhaltigen 
Rezession zu erholen beginnen, 
dafür fehlt der breiten Bevölke
rung jedes Verständnis, und sie 
hat recht damit.

Schlimm genug sind schon 
die Produktions- und Einkom
mensverluste, die mit der Ar
beitsniederlegung einhergehen. 
Und erst recht sind die W irkun
gen auf die Beschäftigungslage 
fatal. A lle kompetenten Beob
achter stimmen darin überein, 
daß das erstreikte Ausmaß in 
der Anhebung des Lohnniveaus 
weit über dem liegt, was stabili
tätspolitisch noch zu verkraften 
wäre. Bei der Mehrzahl der be
troffenen Unternehmen wird die

überdrehte Lohnpolitik zusätz
liche Arbeitsplätze kosten, und 
sei es schon darum, weil sie 
der Rationalisierung neue Im
pulse verleiht. Insbesondere
wurde natürlich den bereits vor
handenen Arbeitslosen und den 
Beschäftigungschancen der Ju
gendlichen, die auf den Arbeits
markt drängen, ein Tort ange
tan: hier wird ein Besserung der 
Lage jetzt um so länger auf sich 
warten lassen. Dabei hatten 
recht solide Befragungen erge
ben, daß ein hoher Prozentsatz 
der organisierten Beschäftigten 
durchaus bereit war, um der 
Sicherheit der Arbeitsplätze w il
len bei den Lohnforderungen 
zurückzustecken. Aber die Ge
werkschaftsführungen wollten 
es offenbar von vornherein an
ders; ihre ständige Berufung auf 
die sogenannte Basis muß ent
sprechend zurückhaltend gewer
tet werden. Von den Erfolgen 
der Stabilitätspolitik, die die 
Bundesrepublik zu den wenigen 
Ländern mit einer Inflationsrate 
von 3 %  gesellte, war im Lohn
kampf keine Rede.

Damit nicht genug, haben die 
Gewerkschaften wiederum ver
sucht, die Tarifrunde auch zur 
Nivellierung der Lohnstruktur zu 
nutzen. Dabei sollte, so Viiahr 
die heutige Arbeitslosigkeit 
überwiegend strukturelle Züge 
trägt, auf der Hand liegen, daß 
w ir nichts dringender als eine 
stärkere Differenzierung der Ar
beitseinkommen brauchen, um 
die Mobilitätsbereitschaft zu er
höhen. Ein Bezirksleiter der IG- 
Metall hat sogar als Ideal eines 
„neuen“ Lohnsystems verkün
det, daß nurmehr 4 0%  des in
dividuellen Einkommens nach 
der Leistung, 60%  dagegen aus 
dem Durchschnittslohn aller Be
schäftigten zu erm itteln wären. 
Wenn das je zur Marschroute 
der tatsächlichen Gewerk
schaftspolitik werden sollte, ist 
es um den Fortschritt unserer 
Wirtschaft geschehen.

Das g ilt auch von der soge
nannten Verdienstabsicherung. 
Natürlich ist es nicht mehr als 
billig, den Beschäftigten, deren 
Arbeitsplätze durch technische 
Fortschritte auf geringere Quali

fikationsanforderungen abge
stuft werden, m it Übergangszah
lungen, Umsetzungen und Um
schulungen zu helfen. Aber eine 
kollektive Zementierung des be
trieblichen Lohn- und Gehalts
niveaus und gar eine Beschäfti
gungsgarantie für den ange
stammten Arbeitsplatz wären 
nichts anderes als eine moderne 
Form der Maschinenstürmerei: 
Sie würden es erst gar nicht 
mehr zu jenen unternehmeri
schen Innovationen kommen 
lassen, auf die w ir fü r unsere 
Wettbewerbsfähigkeit und damit 
für die m ittelfristige Beschäfti
gungssicherheit angewiesen 
sind.

Vor diesem Hintergrund hilft 
es nichts, mit einer Attacke auf 
das Institut der Aussperrung ab
lenken zu wollen: solange es 
Schwerpunktstreiks gibt, ist die 
Gegenwehr der Aussperrung 
aus Gleichgewichtsgründen un
erläßlich. Ohnehin können heute 
durch den syndikalen Verbund 
auch Gewerkschaften streiken, 
die noch vom letzten Arbeits
kampf her hochgradig verschul
det sind. Und die Bundesanstalt 
in Nürnberg hat sich mit Zah
lung von Arbeitslosengeld für 
m ittelbar betroffene Zulieferer
betriebe schon gefährlich dem 
Rubikon der Neutralitätswah
rung genähert. Daß im übrigen 
die Gewerkschaften bei Tarif
auseinandersetzungen keines
wegs einen Unterschied zwi
schen privaten und öffentlichen 
Unternehmen machen, sollten 
sich jene hinter die Ohren 
schreiben, die da meinen, mit 
einer Sozialisierungswelle lö
sten sich die Probleme von 
selbst.

Man kann in unser a ller In
teresse nur hoffen, daß die Be
gleiterscheinungen der diesjäh
rigen Lohnrunde nicht Schule 
machen. Die Arbeitsmarktpar
teien tragen, ob ihnen das nun 
bequem ist oder nicht, gesamt
w irtschaftliche Verantwortung. 
Die politische Vernunft gebietet, 
beim nächsten Mal m it Tarifver
trägen längerer Laufzeit aufzu- 
Vyarten, deren Herzstück in einer 
ökonomisch abgesicherten Ar
beitszeitverkürzung liegt.
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